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Schattdorf | Jahresbericht der Stiftung Behindertenbetriebe Uri (SBU)

Viele Herausforderungen gemeistert, 
weitere stehen bevor
Doris Marty

Die ausserordentliche Situation 
mit der Corona-Pandemie forder-
te auch im vergangenen Jahr die 
Stiftung Behindertenbetriebe Uri 
(SBU) sehr stark. Erneut konnten 
geplante Anlässe mit den Men-
schen mit Beeinträchtigung nicht 
oder nur sehr eingeschränkt 
durchgeführt werden. «Dies er-
forderte von allen Beteiligten viel 
Verständnis und Geduld», 
schreibt Thomas Kenel, Ge-
schäftsführer der SBU, im Jahres-
bericht 2021. «Wir durften jedoch 
auch erleben, wie vieles, das wir 
angedacht hatten, nun endlich re-
alisiert werden konnte.» So war 
die Inbetriebnahme des Sinnes-
pfads und des neuen Spielplatzes 
ein Höhepunkt im Jahr 2021. Der 
Spielplatz hat sich im letzten Jahr 
zu einem echten Publikumsmag-
neten entwickelt. Täglich sind Fa-
milien, Kinder und Grosseltern 
mit Enkelkindern auf dem Spiel-
platz anzutreffen. In Kombinati-
on mit dem Sinnespfad können 
vielfältige Aktivitäten erlebt und 
Eindrücke gewonnen werden. «Es 
freut uns sehr, dass sich unser 
grösstes Jubiläumsprojekt zu ei-
nem solch tollen Magneten entwi-
ckelt hat. Gemeinsam mit dem 
Stiftungsrat konnten wir zudem 
die motivierende Zukunft der 
SBU planen und durften weitere 
Fortschritte in der Zusammenar-
beit feststellen», heisst es weiter. 

Betreutenbefragung ist 
abgeschlossen
Ende 2021 beschäftigte die SBU 
200 Angestellte. Hinzu kommen 
zehn Lernende und zwei Prakti-
kanten. Die Angestellten arbeiten 
entweder im Voll- oder Teilzeit-
pensum. Dies ergibt ein Stellenetat 
von total 141,40 Vollzeitstellen 
(ohne Praktikantinnen und Prak-

tikanten sowie Lernende). Der An-
teil an Fachpersonal beträgt 55 
Prozent. Die Anzahl der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter (Men-
schen mit Beeinträchtigung), die in 
den Bereichen Werkstatt, Zentrale 
Dienste und in der Abteilung Ta-
gesatelier arbeiten, betrug per En-
de des vergangenen Jahres 167. En-
de Dezember wohnten in den 
Wohnhäusern 77 Personen. Davon 
sind 13 Bewohnerinnen und Be-
wohner im Ruhestand. 
Freiwillige Helferinnen und Helfer 
arbeiten ohne Lohn und unterstüt-
zen die SBU zum Beispiel auf Aus-
flügen oder bei Besuchen. Im letz-
ten Jahr haben sie über 400 Stun-
den gearbeitet.
Mit der dritten Betreuten- und An-
gehörigenbefragung konnte das 
Ziel einer 100-prozentigen Befra-
gung aller Menschen mit Beein-
trächtigung nach drei Jahren abge-
schlossen werden. Die Resultate 
liefern wertvolle Marktvergleiche 
zu anderen Institutionen und kon-

krete Hinweise, in welcher Abtei-
lung welche Themen brennen. 

Jahresrechnung mit  
vertretbarem Verlust
Die Jahresrechnung 2021 schliesst 
mit einem Verlust von 178 ›0000 
Franken ab. «Leider konnten wir 
die finanziellen Auswirkungen der 
Pandemie nicht vollständig abfe-
dern», schreibt Thomas Kenel im 
Jahresbericht. Der Verlust kann 
mit der vorhandenen Schwan-
kungsreserve abgedeckt werden. 
Gegenüber dem ursprünglichen 
Budget fiel der Personalaufwand 
um 313 000 Franken höher aus. 
Dies primär aufgrund der kurzfris-
tig notwendigen Stellenerhöhung 
im Tagesatelier und im Bereich 
Wohnen. Durch die im Jahr 2021 
verbuchten Zahlungen aus der Epi-
demieversicherung und durch die 
Härtefallentschädigung von total 
253 000 Franken konnte ein höhe-
rer Verlust verhindert werden. Et-
was höhere Kosten als budgetiert 

mussten im Unterhalt der Gebäude 
eingesetzt werden. 

Weitere Projekte sind in  
Vorbereitung
Im Sommer 2021 wurde das Ma-
nagementsystem der SBU durch ei-
ne externe Stelle geprüft. Diese 
Stelle hat der SBU bescheinigt, dass 
die vorgegebenen Normen vorbild-
lich umgesetzt werden. In den letz-
ten drei Jahren hat die SBU 30 Pro-
jekte umgesetzt. So zum Beispiel 
der Sinnespfad. Für die nächsten 
drei Jahre nimmt sich die SBU 20 
weitere Projekte vor. Die SBU be-
sitzt ein neues Leitbild. Dieses zeigt 
auf: So ist die SBU heute. Und so 
will sie in Zukunft sein. 
Eine grosse Herausforderung stellt 
auch der Bau der neuen Wäscherei 
dar, die vor einem Jahr mit 80,7 
Prozent Jastimmen durch das Ur-
ner Stimmvolk Zustimmung er-
hielt. «Etwas Neues in diesen Di-
mensionen aufzubauen, ist an-
spruchsvoll und kann nur in Team-

arbeit erfolgreich sein», heisst es 
dazu im Jahresbericht. «Entspre-
chend ist es von zentraler Wichtig-
keit, dass alle Beteiligten sehr gut 
zusammenarbeiten können.» 

Renovation Haus Brüsti und 
Gebäudesanierung
Das älteste Wohnhaus der SBU, 
das Haus Brüsti, wird in vier Jah-
ren 30-jährig. In einer ersten Vor-
studie wurde der Renovationsbe-
darf ermittelt und allfällige Umnut-
zungen geprüft. Entstanden ist ei-
ne erste Kostenschätzung für die 
Mittelfristplanung der SBU. Diese 
wird nun im laufenden Jahr verifi-
ziert sowie allfällige künftige Nut-
zungen des Bereichs Wohnen wer-
den integriert. Es zeichnet sich 
jetzt schon ab, dass diese Renova-
tion ein nächstes grosses Vorhaben 
der SBU sein wird. 

Gebäudeschaden in Werkstatt
Im Juli 2021 gab es im Kanton Uri 
starke und lang andauernde Regen-
fälle, welche zu einem hohen 
Grundwasseranstieg führten. In die 
Liegenschaft Werkstatt, die 2016 
erweitert und saniert wurde, trat 
Grundwasser ein und verursachte 
Schäden. Erst wenn das Resultat 
der in Auftrag gegebenen Ursachen-
abklärung/Schwachstellenanalyse 
vorliegt, kann abgeschätzt werden, 
wie hoch die Sanierungskosten be-
tragen werden. Ob und wie an der 
damaligen Erweiterung und Sanie-
rung beteiligte Unternehmungen in 
die bevorstehende Abdichtungsar-
beiten beziehungsweise an den ent-
stehenden Kosten mitbeteiligt wer-
den können, ist zurzeit noch un-
klar. Für die SBU ist ein wirtschaft-
licher Schaden entstanden. Die 
Schadenssumme kann aktuell nicht 
zuverlässig abgeschätzt werden. 
Deshalb konnte im Jahresabschluss 
2021 für diese Schäden keine Rück-
stellung gebildet werden. 

Auf dem Areal der SBU entstand im vergangenen Jahr ein Rundweg, der alle Sinne anspricht. FOTO: ARCHIV UW

Covid-19 | Impfstoffbeschaffung

Bundesrat Alain Berset 
leitet Untersuchung ein
Bundesrat Alain Berset hat ei-
ne Administrativuntersuchung be-
treffend die Beschaffung von Co-
vid-19-Impfstoffen eingeleitet. Ge-
klärt werden muss, ob alle Impf-
stoffbeschaffungen durch Kredi-
te gedeckt waren, wie das Eid-
genössische Departement des In-
nern (EDI) am Donnerstag, 2. Ju-
ni, mitteilte.
Insbesondere ist unklar, ob in den 
Verträgen Parlamentsvorbehalte 
eingefügt worden waren, wie aus 
der Mitteilung des EDI weiter her-
vorgeht. Gesundheitsminister  
Alain Berset habe die Finanzkom-
mission bereits darüber infor-
miert, dass er eine Untersuchung 
in die Wege geleitet habe.
Die Finanzkommission des Nati-
onalrats (FK-N) ist über das an-
genommene Versäumnis «alles 
andere als erfreut», wie sie in ei-
ner eigenen Mitteilung schrieb. 
Dadurch könne die Budgetho-

heit des Parlaments stark einge-
schränkt werden.

Ex-Finanzkontrolle-Chef leitet 
Untersuchung
Die mutmasslichen Probleme bei 
den Verträgen wurden bemerkt, 
weil der Ständerat am Mittwoch ei-
nen vom Bundesrat beantragten 
Nachkredit zur Beschaffung der 
Impfstoffe kürzen wollte. Dabei hat 
sich laut der FK-N gezeigt, dass der 
Nachkredit nicht nach Belieben ge-
kürzt werden kann, da entspre-
chende Vorbehalte in den Verträ-
gen mit den Impfstofflieferanten 
«offenbar teilweise nicht eingebaut 
wurden». Mit der Administrativun-
tersuchung wird laut EDI-Mittei-
lung Kurt Grüter, der ehemalige Di-
rektor der Eidgenössischen Finanz-
kontrolle, beauftragt. Untersucht 
werden neben den Versäumnissen 
auch die Abläufe, um solche zu-
künftig zu verhindern. (sda)

Eidgenössische Abstimmung | Es bleibt alles beim Alten

Nationalrat lehnt Aufweichung des 
Ständemehrs ab
Der Nationalrat hat am Donners-
tag, 2. Juni, eine Aufweichung des 
Ständemehrs abgelehnt. Braucht 
es bei einer Eidgenössischen Ab-
stimmung sowohl das Volksmehr 
als auch das Ständemehr für eine 
Annahme, bleibt alles beim Alten. 
In diesem Sinne hat die Grosse 
Kammer des Bundesparlaments 
einer Parlamentarischen Initiative 
von Balthasar Glättli (Grüne/ZH) 
mit 105 zu 77 Stimmen bei 4 Ent-
haltungen keine Folge gegeben. 
Das Geschäft ist mit diesem Ent-
scheid erledigt.

Anpassung und Modernisierung
Balthasar Glättli verlangte ange-
sichts der demografischen Ent-
wicklung die Einführung eines 
qualifizierten Ständemehrs bei 
Doppelmehr-Abstimmungen. Neu 
hätte es demnach 15,5 respektive 
zwei Drittel der Kantone ge-
braucht, um ein Volksmehr zu Fall 

zu bringen. Heute sind es die Hälf-
te plus einer.
Der Zürcher Grüne-National-
rat rechnete vor, 1848 habe ei-
ne Neinstimme aus Appenzell 
Innerrhoden bei einem Doppel-
mehrreferendum das Elffache ei-
ner Zürcher Neinstimme gewo-
gen, heute hingegen das 44-fa-
che. Es gehe ihm um eine Anpas-
sung und Modernisierung, nicht 
um eine Abschaffung des Stände-
mehrs, betonte der Präsident der 
Grünen Schweiz.

«Seltsamer Veto-Gürtel»
Der «seltsame Veto-Gürtel» von le-
diglich 9 Prozent der Stimmbevöl-
kerung der ländlichen Deutsch-
schweiz sei der aktuellen Situation 
nicht mehr angemessen. Gerade 
die Kantone der lateinischen 
Schweiz würden oft Opfer dieses 
Systems, beklagte Delphine Klop-
fenstein (Grüne/GE).

Aktuelles System schützt 
kleine Kantone
Namens der Mehrheit der vor-
beratenden Kommission sprach 
sich deren Sprecher Kurt Flu-
ri (FDP/SO) gegen eine Schwä-
chung des Ständemehrs aus. Die 
aktuelle Regelung schütze die 
kleinen Kantone vor dem Über-
gewicht der bevölkerungsstarken 
Kantone. Der Grundsatz «eine 
Person eine Stimme» werde da-
durch nicht verletzt und sei mit 
dem Volksmehr immer noch ga-
rantiert. Im Übrigen sei es seit 
der Einführung des Ständemehrs 
im Jahr 1848 erst zehnmal vor-
gekommen, dass ein Ständemehr 
ein Volksmehr gekippt habe.
Es gehöre zum System, dass Min-
derheiten ein grösseres Gewicht 
haben, als ihnen mathematisch zu-
komme, schrieb die Kommissions-
mehrheit in ihrer ablehnenden 
Antwort auf die Initiative. (sda)


